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Amtliche Bekanntmachung 

 
Satzung 

für die Kindertageseinrichtungen 

des Schulverbandes Wasbek 
 

Aufgrund des § 5 Abs. 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) vom 28. Februar 

2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 122) in der zuletzt geänderten Fassung vom 05. Februar 2025 

(GVOBl. 2025 Nr. 27) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-

Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fas-

sung vom 26. März 2026 (GVOBl. 2026 Nr. 27) wird nach Beschlussfassung durch die Schulver-

bandsversammlung Wasbek vom 20. April 2026 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Zuständigkeiten 

 

(1) Die Kindertageseinrichtungen werden verantwortlich vom Schulverband Wasbek gemäß des 

Kindertagesförderungsgesetz (KitaG) betrieben und tragen die Bezeichnungen „Kindertagesein-

richtung Wasbek" und „Kindertageseinrichtung Padenstedt“. Die Aufsicht über die Kindertagesein-

richtungen führt der Kindergartenausschuss des Schulverbandes Wasbek. 

(2) Der Kindergartenausschuss ist verpflichtet, die gemeinsamen Angelegenheiten der Kinderta-

geseinrichtungen zu fördern und die Zusammenarbeit mit der Verbandsversammlung des Schul-

verbandes Wasbek zu betreiben. 

(3) Der Ausschuss stellt die Vorschläge über die Verteilung der Mittel für ein Haushaltsjahr auf und 

legt diese Vorschläge der Schulverbandsversammlung zur Entscheidung vor. 

(4) Die Bewirtschaftung haben mit Genehmigung der Schulverbandsversammlung der Kindergar-

tenausschuss und die Leitung der Kindertageseinrichtungen durchzuführen. 

 

§ 2 

Angebot und Aufnahme 

 

(1) Die Kindertageseinrichtungen nehmen Kinder in folgenden Bereichen der Einrichtung auf: 

- in den Kindergartengruppen Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis    

  zum Schuleintritt (Ü3), 

- in den Krippengruppen Kinder unter 3 Jahren (U3), 

- in den altersgemischten Gruppen Kinder unter 3 Jahren und Kinder vom vollendeten 3. 

  Lebensjahr bis zum Schuleintritt 

(2) Die Benutzung der Kindertageseinrichtungen steht grundsätzlich jedem Kind offen, wenn we-

nigstens ein Elternteil seinen Hauptwohnsitz in der Gemeinde Arpsdorf, Ehndorf, Padenstedt oder 

Wasbek hat. Die Aufnahme des Kindes erfolgt auf schriftlichen Antrag der Erziehungsberechtigten. 

Die Kinder aus den Gemeinden Ehndorf, Arpsdorf und Padenstedt werden vorrangig in der Kinder-

tageseinrichtung Padenstedt aufgenommen.  
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Der Wunsch aufgrund des Wohnortes für die Aufnahme in eine bestimmte Kindertageseinrichtung 

soll berücksichtigt werden. Bei Engpässen entscheidet der Träger. 

(3) Die Elternwünsche für die Betreuungszeiten sollen berücksichtigt werden. Die Kinder sind je-

weils bis zum 31. Januar eines Jahres für das kommende Kindergartenjahr anzumelden. Mit der 

verbindlichen Anmeldung sind aktuelle Arbeitsbescheinigungen der Erziehungsberechtigten einzu-

reichen.  

(4) Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Übersteigt die 

Zahl der Aufnahmeanträge die der verfügbaren Plätze, erfolgt die Vergabe nach den Aufnahmekri-

terien. 

(5) Die Aufnahme in einer der Kindertageseinrichtungen erfolgt grundsätzlich nach der Reihenfolge 

des Eingangs der Anmeldungen über die Kita-Datenbank oder in der Kindertageseinrichtung. Vor-

rang für die Platzvergabe haben: 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz im Einzugsbereich wohnen 

2. Vorschul- und Kann-Kinder 

3. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n berufstätig ist/sind, sich in einer Ausbildung oder in 

einem Studium befinden oder an einer beruflichen Qualifizierungsmaßnahme teilnehmen 

(mit Bescheinigung des Arbeitgebers) 

4. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n alleinerziehend ist 

5. Kinder, die aktuell in einer Tagespflege in einer Verbandsgemeinden betreut werden 

6. Geschwisterkinder nach den vorgenannten Aufnahmekriterien 

7. Soziale Indikation (Einzelfallentscheidung durch die Leitung und den Träger) 

8. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 

Anmeldungen, die nach dem 31.01. eingehen, werden nach Kapazität und Eingang der Anmel-

dung berücksichtigt. 

Unabhängig von den vorgenannten Aufnahmekriterien werden Kinder aufgenommen, bei denen 

die Nichtaufnahme eine besondere Härte darstellt. Über die Härtefälle entscheidet die Verbands-

vorsteherin oder der Verbandsvorsteher.  

(6) Für jedes Kind muss vor Aufnahme in einer der Kindertageseinrichtungen eine ärztliche Be-

scheinigung vorgelegt werden, so dass kein Anhalt für solche übertragbaren Krankheiten vorliegt, 

die einer Aufnahme entgegenstehen. Diese Bescheinigung soll nicht älter als 3 Wochen sein. Bei 

der Aufnahme sollen vorausgegangene Krankheiten, insbesondere Infektionskrankheiten und 

Schutzimpfungen, schriftlich festgehalten werden. 

 

§ 3 

Übernahme in einen anderen Bereich der Einrichtungen 

 

(1) Die Aufnahme des Kindes erfolgt jeweils für den Bereich (Krippengruppe, altersgemischte 

Gruppe, Kindergartengruppe), für den das Kind antragsgemäß aufgenommen wurde. Für die Auf-

nahme des Kindes in einen anderen Bereich der Einrichtungen ist ein neuer Antrag zu stellen. Bei 

der Vergabe der Plätze werden vorrangig Kinder berücksichtigt, die vorher in einem anderen Be-

reich der Einrichtungen gefördert wurden. 
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§ 4 

Öffnungszeiten, Ferienregelung 

 

(1) Die Kindertageseinrichtungen sind wie folgt geöffnet: 

Regel-

Kindergartengruppen 

 

8.00 bis 13 Uhr 

Altersgemischte 

Regelgruppen 

8.00 bis 13 Uhr 

Krippengruppen 
8.00 bis 13 Uhr 

 

(2) Soweit Bedarf besteht und mindestens die Hälfte der Plätze der jeweiligen Gruppenart gem.  

§ 25 KiTaG belegt sind und die Kapazitäten der Kindertageseinrichtung es zulassen, werden über 

§ 4 Abs. 1 hinaus folgende Ergänzungs- und Randzeitengruppen angeboten: 

Ergänzungs- und Randzeit   7.00 bis   8.00 Uhr 

Ergänzungs- und Randzeit 13.00 bis  15.00 Uhr 

Ergänzungs- und Randzeit 15.00 bis  16.00 Uhr 

Die Ergänzungs- und Randzeit für unter 3-Jährige wird in der Regel nur bis 15.00 Uhr angeboten. 

Sofern eine Betreuung über 15.00 Uhr hinaus gewünscht wird, ist ein Antrag zu stellen, der im Ein-

zelfall von der Schulverbandsvorsteherin oder dem Schulverbandsvorsteher entschieden wird. 

(3) Ergänzungs- und Randzeiten gem. Abs. 2 können grundsätzlich nur zum 1. des Folgemonats 

hinzugebucht werden. In dringenden Fällen können sie auch im laufenden Monat hinzugebucht 

werden. Ob ein dringender Fall vorliegt, entscheidet die Leitung der Kindertageseinrichtung.  

(4) Die angemeldeten Zeiten gemäß Abs. 2 gelten grundsätzlich verbindlich bis zum Ende des 

Kindergartenjahres. In begründeten Fällen können Erziehungsberechtigte Ergänzungs- und Rand-

zeiten mit einer Frist von 6 Wochen zum Quartalsende kündigen. Ob besondere Umstände vorlie-

gen, entscheidet die Schulverbandvorsteherin oder der Schulverbandsvorsteher. In besonderen 

Härtefällen kann sie oder er von der Frist abweichen. 

(5) Eine spontane Nutzung der Ergänzungs- und Randzeit ist nur in Härtefällen nach Abstimmung 

mit der Leitung der Kindertageseinrichtung möglich.  

(6) Die Kindertageseinrichtungen sind vornehmlich in den Schulferien für bis zu 20 Tage geschlos-

sen. Die Schließzeiten werden zwischen den Einrichtungen in Padenstedt und Wasbek abgespro-

chen, so dass in den Einrichtungen zumindest für die Hauptschließzeiten einheitliche Schließzeiten 

entstehen. Die Schließzeiten werden bis zum 31.10. d.J. für das kommende Kalenderjahr bekannt 

gegeben.  

(7) Werden die Kindertageseinrichtungen auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen 

zwingenden Gründen vorübergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb eingeschränkt, besteht 

kein Anspruch auf Aufnahme des Kindes in eine andere Gruppe oder Notgruppe oder auf Scha-

densersatz. Eine Erstattung der Gebühr aus diesem Grunde erfolgt nicht. 

(8) Bei Schließung der Kindertageseinrichtungen aus anderen Gründen (z.B. Ausflug) wird eine 

Notgruppe im Rahmen der regelmäßigen Öffnungszeiten der Kindertageseinrichtung eingerichtet, 

wenn mindestens 10 Plätze belegt werden (U3-Kinder zählen doppelt).  
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(9) Ein Kindergartenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres. 

Für die Vorschulkinder kann vom Ende des Kindergartenjahres (31.07.) je nach Lage der Sommer-

ferien in Schleswig-Holstein abgewichen werden, so dass eine Betreuung über den 01.08. möglich 

ist, sofern die Sommerferien über den 31.07. hinaus gehen. Eine Abmeldung zum 30.06. ist auch 

bei entsprechender Lage der Sommerferien ausgeschlossen. 

 

§ 5 

Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 

(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 

möglich. 

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-

sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 

Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Schul-

verbandvorsteherin oder der Schulverbandsvorsteher. In besonderen Härtefällen kann sie oder er 

von der Frist abweichen. 

(4) Die Schulverbandvorsteherin oder der Schulverbandsvorsteher kann das Betreuungsverhältnis 

in Absprache mit der Leitung der Kindertageseinrichtung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 

Wochen zum Monatsende kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

a) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten unbegrün-

det nicht entrichtet wurde. 

b) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 

c) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet unregelmäßig 

besucht. 

d) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der ande-

ren Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  

e) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet und trotz 

Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten und des Jugendamtes keine dem 

Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konnte. 

f) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes nicht er-

reicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

 

§ 6 

Regelung für den Besuch der Kindertageseinrichtungen 

 

(1) Der regelmäßige Besuch der jeweiligen Einrichtung ist für eine kontinuierliche Förderung des 

Kindes erforderlich. Kann das Kind die Kindertageseinrichtung nicht besuchen, haben die Erzie-

hungsberechtigten dies der Leitung oder Gruppenleitung unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Kindern, die über 12.00 Uhr hinaus in der jeweiligen Einrichtung verbleiben, wird eine Teilnah-

me am Mittagessen empfohlen. 

(3) Die Aufsichtspflicht obliegt Kraft Gesetz (§ 1631 BGB) den Personensorgeberechtigten, in der 

Regel den Erziehungsberechtigten. Für die Dauer des Besuchs einer der Einrichtungen wird die 

Aufsichtspflicht auf den Einrichtungsträger übertragen. Der Träger bedient sich bei der Erfüllung 

seiner Verpflichtung pädagogisch ausgebildeter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
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(4) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übernehmen das Kind in den Räumen der jeweiligen Kin-

dertageseinrichtung und übergeben es am Ende der Öffnungszeiten wieder in die Aufsichtspflicht 

der Erziehungsberechtigten. 

(5) Für den Weg zur Kindertageseinrichtung sowie für den Nachhauseweg sind allein die Erzie-

hungsberechtigten aufsichtspflichtig. Ein nicht schulpflichtiges Kind kann nur dann ohne Begleitung 

nach Hause entlassen werden, wenn vorab eine schriftliche Erklärung der Erziehungsberechtigten 

in der Einrichtung hinterlegt wurde. 

(6) Mit der Leitung der Einrichtungen ist schriftlich zu vereinbaren, von welcher Person das Kind 

abgeholt wird und ob bestimmte Personen als Begleitpersonen ausgeschlossen sind. 

(7) Zur Teilnahme an Ausflügen und Reisen ist die schriftliche Einwilligung der Erziehungsberech-

tigten vorher erforderlich. 

 

§ 7 

Gesundheitsvorsorge 

 

(1) Bei Erkrankung des Kindes ist die jeweilige Kindertageseinrichtung zu benachrichtigen. 

(2) Bei Erkrankung des Kindes oder eines Haushaltsangehörigen des Kindes an einer übertragba-

ren Krankheit ist dies der Leitung unverzüglich mitzuteilen. Solange die Gefahr einer Krankheits-

übertragung besteht, darf das Kind die Kindertageseinrichtung nicht besuchen. Die Leitung der 

Kindertageseinrichtung kann jederzeit die Vorlage einer ärztlichen Unbedenklichkeitsbescheini-

gung verlangen. 

 

§ 8 

Mitwirkung der Erziehungsberechtigten 

 

Die Mitwirkung der Erziehungsberechtigten erfolgt gemäß der § 32 KiTaG durch die Elternvertre-

tung der Kindertageseinrichtung und durch die Mitwirkung von Mitgliedern der Elternvertretung im 

Beirat der Einrichtungen. Weitere Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung für den Beirat der Kin-

dertageseinrichtungen Wasbek und Padenstedt. 

 

§ 9 

Gebühren 

 

Für die Inanspruchnahme der Kindertageseinrichtungen werden Gebühren erhoben. Das Nähere 

regelt die nach dieser Satzung erlassene Gebührensatzung. 

 

§ 10 

Informationen 

 

Den Eltern ist bei der Anmeldung des Kindes die Satzung der Kindertageseinrichtungen des 

Schulverbandes Wasbek und die Gebührensatzung für die Benutzung der Kindertageseinrichtun-

gen des Schulverbandes Wasbek kostenlos auszuhändigen. Auf die Konzeption ist hinzuweisen. 

Sie ist gegen eine Gebühr in den Kindertageseinrichtungen erhältlich. 
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§ 11 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.08.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für die Kindertageseinrich-

tungen des Schulverbandes Wasbek vom 12.05.2025 außer Kraft. 

 

 

Wasbek, den 09.07.2026 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Ina Schulz 

(1. stellvertretende Schulverbandsvorsteherin) 
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Amtliche Bekanntmachung 

 
Benutzungs- und Entgeltordnung (BEO) 

 für das Geschirrmobil der Gemeinde Aukrug 

 

Aufgrund der § 27 Abs. 1 Satz 2 und § 28 Ziff. 13 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 

vom 28.02.2003 (GVOBI. Schl.-Holst. S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. März 2026 

(GVOBI. 2026 Nr. 27) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde 

Aukrug vom 01.07.2026 folgende Benutzungs- und Entgeltordnung für das Geschirrmobil der Ge-

meinde Aukrug erlassen: 

 

Diese BEO regelt die Nutzung für das Geschirrmobil der Gemeinde Aukrug einschließlich des da-

zugehörigen Anhängers und Zubehörs. Die Organisation, Reservierung und Verwaltung erfolgt 

über Aukrug Marketing. 

 

§ 1 

Gegenstand der Nutzung 

 

Zur Nutzung steht das Geschirrmobil inklusive aller zugehörigen Bestand- und Zubehörteile, ins-

besondere 

- Geschirrmobil (Anhänger) 

- Schläuche und Adapter 

- Auffangbehälter 

- Bedienungsanleitungen 

- Geschirr 

- Becher (0,2 l und 0,3 l) lt. Inventarliste 

Der Anhänger wird in verkehrssicherem und technisch einwandfreiem Zustand übergeben.  

 

§ 2 

Nutzungsberechtigte 

 

Nutzungsberechtigt sind alle Aukruger und auswärtige Vereine/Verbände, Privatpersonen und 

Gewerbebetriebe und die Sponsoren des Geschirrmobils (nachstehend Nutzende genannt).  

Die Nutzenden verpflichten sich 

- das Geschirrmobil und den Anhänger sorgfältig zu behandeln, 

- alle technischen Vorschriften und Sicherheitsregeln einzuhalten, 

- den Anhänger nur zweckentsprechend zu verwenden, 

- das zulässige Gesamtgewicht laut Fahrzeugschein nicht zu überschreiten. 

Während der Fahrt dürfen sich keine Personen im Anhänger befinden. 
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§ 3 

Nutzungsantrag und Genehmigungsverfahren 

 

1. Die Buchung soll mindestens 7 Werktage vor dem gewünschten Termin erfolgen. Die Buchung 

ist verbindlich. Der Rücktritt ist nur mit Zustimmung von Aukrug Marketing möglich. 

2. Eine schriftliche Buchungsbestätigung erfolgt durch Aukrug Marketing. 

3. Die Mindestbuchung beträgt ein Tag (24 Stunden); die Höchstdauer gem. Absprache je Einsatz. 

4. Die Nutzenden holen das Geschirrmobil am Bauhof Aukrug, Ziegeleiweg 4, zu den Öffnungszei-

ten des Bauhofes ab (Ansprechpartner: Aukrug Marketing).  

5. Es wird ein Übergabeprotokoll geführt. 

6. Das Geschirrmobil ist vorrangig zu gemeinnützigen Zwecken bestimmt. Eine kommerzielle Nut-

zung ist gesondert zu genehmigen. 

 

§ 4 

Nutzungsentgelt 

 

1. Das Nutzungsentgelt pro Tag (24 Stunden) beträgt für: 

 EUR 

Aukruger Vereine/Verbände, Privatpersonen, Gewerbebetriebe 100 EUR/Tag 

Auswärtige Vereine/Verbände, Privatpersonen, Gewerbebetriebe  150 EUR/Tag 

Sponsoren des Geschirrmobils 50 EUR/Tag 

 

2. Eine Kaution in Höhe von 250 EUR wird bei Abholung in bar erhoben und nach ordnungsge-

mäßer Rückgabe erstattet. Gemeindliche Einrichtungen sind von der Zahlung der Kaution be-

freit. 

3. Die Rechnungsstellung erfolgt über das Amt Mittelholstein. Das Nutzungsentgelt ist 14 Tage 

nach Rechnungserhalt zu zahlen. 

4. Im Falle einer Umsatzsteuerpflicht der Gemeinde Aukrug gilt das Entgelt zuzüglich der gesetzli-

chen Mehrwertsteuer. 

 

§ 5 

Nutzungsbedingungen 

 

Der Anhänger darf nur von Personen genutzt werden, die 

- im Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis der für den Anhänger notwendigen Klasse sind, 

- eine Einweisung in die Nutzung erhalten haben, 

- den Anhänger entsprechend der Straßenverkehrsordnung (StVO) betreiben. 

Der Anhänger ist nach dem Abstellen gegen das Wegrollen zu sichern. Er darf nur so abgestellt 

werden, dass niemand behindert oder gefährdet wird.  
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§ 6 

Nutzungsbeschränkungen 

 

Den Nutzenden ist untersagt,  

- ohne Zustimmung des Eigentümers ins Ausland zu fahren, 

- das Geschirrmobil für andere Zwecke als vorgesehen zu nutzen 

- das Geschirrmobil ohne gesonderte Genehmigung für kommerzielle Zwecke zu nutzen  

 

§ 7 

Reparaturen 

 

Wird während der Nutzung eine Reparatur notwendig, darf der Nutzende eine Fachwerkstatt bis zu 

einem Betrag von 50,00 EUR ohne vorherige Zustimmung beauftragen. Bei höheren Kosten ist 

vorher die Zustimmung des Eigentümers einzuholen. 

 

§ 8 

Rückgabe und Endreinigung 

 

1. Nach Ablauf der Nutzungszeit ist das Geschirrmobil in einem vollständigen, sauberen und ord-

nungsgemäßen (besenreinen) Zustand zurückzugeben. Alle vom Nutzenden eingebrachten 

Gegenstände, Materialien und Abfälle sind vollständig zu entfernen. 

2. Bei Beendigung der Nutzung wird eine Rückgabebegehung durchgeführt. Hierbei wird der Zu-

stand erneut protokolliert. Entstandene Schäden (die über eine normale Abnutzung hinausge-

hen) oder Verunreinigungen sind vom Nutzenden auf eigene Kosten zu beheben. 

3. Kommt der Nutzende seiner Reinigungspflicht nicht nach, ist die Gemeinde Aukrug berechtigt, 

eine Sonderreinigung auf Kosten des Nutzenden durchzuführen. 

 

§ 9 

Haftungsvereinbarung 

 

1. Die Gemeinde überlässt den Nutzenden das Geschirrmobil zur entgeltlichen Benutzung in dem 

Zustand in dem es sich befindet. Die Nutzenden sind verpflichtet, das überlassene Geschirrmo-

bil jeweils vor der Benutzung auf die ordnungsgemäße Beschaffenheit für den vorgesehenen 

Verwendungszweck zu prüfen. Die Nutzenden müssen sicherstellen, dass schadhafte Anlagen 

und Geräte nicht benutzt werden. 

2. Die Nutzenden stellen die Gemeinde von etwaigen Haftpflichtansprüchen seiner Beschäftigten, 

Mitglieder und Beauftragten und sonstiger Dritter frei, die im Zusammenhang mit der Benutzung 

des Geschirrmobils stehen. 

3. Die Nutzenden verzichten ihrerseits auf eigene Haftpflichtansprüche gegen die Gemeinde, de-

ren Bedienstete und Beauftragte. Für den Fall der eigenen Inanspruchnahme verzichtet der 

Nutzer auf die Geltendmachung von Rückgriffsansprüchen. 
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§ 10 

Verhalten bei Unfällen 

 

Bei Unfällen oder Schäden muss der Nutzende 

- den Eigentümer unverzüglich informieren, 

- einen schriftlichen Unfallbericht als Skizze erstellen, 

- Namen und Anschriften aller Beteiligten sowie Zeugen dokumentieren. 

Gegnerische Ansprüche dürfen nicht anerkannt werden. 

 

§ 11 

Datenschutz 

Das Amt Mittelholstein ist als Verwaltungsstelle der Gemeinde Aukrug gem. Art. 6 Abs. 1 S.1 

Buchstabe e) DSGVO, § 24 Abs. 1 Ziff. 1 Landesdatenschutzgesetz S-H (LDSG) berechtigt, zur 

Erfüllung der Aufgaben nach dieser Benutzungs- und Entgeltordnung für die Nutzung des Ge-

schirrmobils der Gemeinde Aukrug, die notwendigen Daten des Nutzenden mit Hilfe elektronischer 

Datenverarbeitungsanlagen zu erheben und zu verarbeiten. Dies sind: 

- Vor- und Familienname 

- Rechnungsadresse (Kontaktdaten: Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse) 

- Nutzungsumfang 

 

§ 12 

Inkrafttreten 

Die Benutzungs- und Entgeltordnung für das Geschirrmobil der Gemeinde Aukrug tritt am Tage 

nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 

 

Aukrug, den 20.07.2026 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Joachim Rehder 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 

 
1. Änderung der 

 Satzung der Gemeinde Ehndorf über die Pflicht 

 zur Herstellung und Begründung der  

notwendigen Stellplätze für Anlagen, bei denen  

ein Zu- und Abgangsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu erwarten 

ist sowie über die Ablösung der Herstellungspflicht und die 

Höhe der Ablösungsbeträge (Stellplatzsatzung) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 

28.Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 26.März 2026 

(GVOBl. 2026 Nr. 27) und des § 86 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 49 der Landesbauordnung 

Schleswig-Holstein (LBO) vom 05. Juli 2024 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 504) in der zuletzt geänderten 

Fassung vom 13. Dezember 2024 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 875, 928) wird nach Beschlussfassung 

durch die Gemeindevertretung vom 30.06.2026 folgende 1. Änderung der Satzung erlassen: 

 

§ 1 

 

In der Anlage 1 der Satzung wurde, unter der Aufzählung Nr. 1.1 der Stellplatzbedarf (notwendige 

Stellplätze) die Anzahl der Stellplätze, unabhängig von der Wohnbaufläche auf 2 Stellplätze je 

Wohneinheit festgesetzt. 

 

Nr.  Verkehrsquelle  Stellplatzbedarf (notwendige 
Stellplätze)  

1  Gebäude mit Wohnungen  
1.1  Wohngebäude und  

Wohnungen 
Je Wohneinheit 2 Stellplätze  

 
§ 2 

 
Die 1. Änderung der Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
Ehndorf; den 16.07.2026 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Hauke Göttsch  

(Bürgermeister) 

 


